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Durchgesickerte Ergebnisse eines Treffens vom 16. und 
17. März 2023 in Stockholm bestätigen die fortschreitende 
 Transnationalisierung persönlicher Daten

Die „Sicherheits-Kooperation“ 
zwischen der EU und den USA 

Symbolbild (Foto: JDrewes, Wikimedia 
Commons, CC-BY-SA-3.0, Grafik: OpenCli-
part-Vectors, pixabay)

Dieser Text wurde zuerst am 14.04.2023 auf www.fackel.
substack.com unter der URL <https://fackel.substack.
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licht. Lizenz: Assoc. Prof. Dr. Stephan Sander-Faes

Gestern habe ich auf die Pläne der EU 
aufmerksam gemacht, so bald wie mög-
lich vollständig digitale Reisepässe ein-
zuführen. [1] Was soll man dazu sagen?

Heute möchte ich allerdings noch ei-
nige zusätzliche Hintergrundinformati-
onen darüber geben, was diese Pläne al-
les beinhalten.

Es wird auf das jüngste der seit langem 
bestehenden Treffen zwischen hochran-
gigen EU- und US-Beamten im Bereich 
Justiz und Inneres verwiesen, das am 16. 
und 17. März 2023 in Stockholm, Schwe-
den, stattgefunden hat. [2]

Dabei ist zu beachten, dass diese Idee 
der digitalen Pässe zwar so aussieht, als 
sei sie eine Sache der EU, in Wirklich-
keit aber eher ein gemeinsames Projekt 
der EU und der USA darstellt, zumindest 
im Hinblick auf den geplanten Datenaus-

tausch.

Obwohl es keine weiteren Informatio-
nen darüber gibt, was diese hochrangigen 
EU-US-Beamten besprochen haben, habe 
ich irgendwo im Internet eine „durchge-
sickerte“ Version des Ergebnisses gefun-
den, aus der die folgenden Zitate stam-
men (meine Hervorhebungen):

Dieses Treffen hoher Beamter der EU 
und der USA im Bereich Justiz und In-
neres fand in einer konstruktiven, un-
gezwungenen Atmosphäre statt und 
behandelte eine breite Palette von The-
men von beiderseitigem Interesse, bei 
denen beide Seiten die Zusammenar-
beit fortsetzen möchten. Das Treffen bot 
auch die Gelegenheit, potenzielle Inter-
essensgebiete für eingehendere Gesprä-
che auf technischer Ebene zu ermit-
teln und die nächste JI-Ministertagung 
zwischen der EU und den USA vorzu-
bereiten.

(JI = Der Rat „Justiz und Inneres“ der 
EU, Anm. d. Red.)
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Die US-Delegation bestand aus Vertre-
tern der Ministerien für Justiz, Heimat-
schutz und Außenpolitik. Der EU-Dele-
gation gehörten Vertreter des schwedischen 
EU-Ratsvorsitzes (der die Veranstaltung 
ausrichtete), des künftigen spanischen Rats-
vorsitzes, der Europäischen Kommission, 
des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
(EAD), von Europol, Eurojust und des 
EU-Koordinators für Terrorismusbe-
kämpfung an.

Die EU-Pläne sehen also „verdächtig“ 
nach einem gemeinsamen Vorhaben aus, 
das sich hinter Kauderwelsch verbirgt. 
Die Kommentare zum ukrainisch-russi-
schen Konflikt erspare ich Ihnen vorerst, 
da sie keinen direkten Bezug zum aktu-
ellen Thema haben.

Zur Terrorismusbekämpfung und 
zum Informationsaustausch

Die Diskussion über gewalttätigen Ext-
remismus wurde mit einer Präsentation 
der wichtigsten Ergebnisse einer Konfe-
renz zu diesem Thema eröffnet, die der 
schwedische Ratsvorsitz in der Woche 
zuvor in Stockholm veranstaltet hatte. Es 
wurde daran erinnert, dass der Rechts-
terrorismus auf dem Vormarsch ist, 
wobei in einigen Fällen pandemie-
getriebene, gegen die Regierung ge-
richtete Verschwörungsbewegungen 
immer sichtbarer werden. Die Ver-
wischung traditioneller Loyalitäten 
in der rechtsextremen Terrorszene 
macht das Bedrohungsbild komple-
xer. [So viel zu „es sind alles Rechtsex-
treme“, die protestieren.]

Die EU-Delegation betonte, dass man 
verstehen müsse, wie Extremismus 
funktioniert, um ihn zu verhindern. 
Es bedürfe eines gesamtstaatlichen An-
satzes, der auch die Vermittler berück-
sichtige. Eine Herausforderung sei es, die 
beteiligten Akteure zu identifizieren 
und sicherzustellen, dass die Plattfor-
men ihre Verantwortung wahrnehmen. 
Es seien Überlegungen im Gange, wie 
gegen systemfeindliche Gewalt vorge-
gangen werden könne und wie gewalt-
tätige rechtsextreme Organisationen 
auf die Liste gesetzt werden könnten – 
wobei die hohen rechtlichen Standards 
zu beachten seien, die der EuGH in Be-

zug auf die Listenführung aufgestellt 
habe. [3] [Verbote stehen bevor.]

Die US-Delegation schloss sich der 
EU-Delegation an und begrüßte einen 
Studienbesuch des Radicalisation Awa-
reness Network (RAN) in New York, 
der zur gleichen Zeit wie dieses Treffen 
stattfand. Sie erkannte den Einfluss an, 
den die US-amerikanische gewalttätige 
Extremisten-Szene über die Grenzen 
der USA hinaus haben könnte. Weiter 
stimmte sie den Herausforderungen zu, 
die sich aus der zunehmend komplexen 
Natur der terroristischen Bedrohung 
ergeben, über die weiter zu diskutieren 
sinnvoll wäre. Die Strafverfolgung der für 
die Ereignisse vom 6. Januar 2021 verant-
wortlichen Täter sei im Gange. [Dies ist 
unglaublich angesichts des Videoüberwa-
chungs-Materials, das von FoxNews vor 
Ostern ausgestrahlt wurde.]

Die US-Delegation wies darauf hin, 
dass der rasche demografische Wandel 
als ein Anzeichen für Radikalisierung 
identifiziert wurde (gemäß den Forschun-
gen von Robert Pape, University of Chica-
go) und verwies auf die Besorgnis über 
Radikalisierung unter den Polizeikräf-
ten. [So viel zum angeblich verschwöre-
rischen Charakter des „großen Austau-
sches".] Die US-Delegation bat um die 
Unterstützung der EU in globalen Fo-
ren, um den Fokus auf ,terroristischen‘ 
oder ,gewalttätigen‘ Extremismus bei-
zubehalten (und sicherzustellen, dass 
diese Adjektive nicht fallen gelassen 
werden), um zu verhindern, dass repres-
sive Regime dies gegen die freie Mei-
nungsäußerung einsetzen. [Gilt dies im-
mer noch als „Orwellianisch“?]

Im Rahmen der Gespräche über die ge-
meinsame Nutzung von Informationen 
teilte die US-Delegation mit, dass es ihr 
gelungen sei, Datensätze zu ermitteln – 
einschließlich Fingerabdruckdaten af-
ghanischer Terrorverdächtiger – welche 
die USA, wie zuvor zugesagt, an Euro-
pol weitergeben kann. Die EU-Delegation 
begrüßte diesen Austausch von Gefechts-
feldinformationen. In Bezug auf die Ver-
stärkte Partnerschaft für Grenzsicher-
heit (EBSP, Enhanced Border Security 
Partnership, Anm. d. Red.) nahmen die 
Parteien die Absicht zur Kenntnis, ei-
nen ersten Datensatz im Rahmen des 
derzeit entwickelten Konzepts zu über-

mitteln (das den Mitgliedstaaten in der 
Arbeitsgruppe für den JI-Informations-
austausch vorgestellt wurde). Beide Sei-
ten begrüßten ein vielversprechendes 
Pilotprojekt zwischen Europol und dem 
US-Ministerium für Innere Sicherheit, 
bei dem es um den Austausch von ES-
TA-Verweigerungen mit der Begrün-
dung des Terrorismus geht. Vor dem 
Hintergrund des jüngsten Besuchs des EU-
Koordinators für die Terrorismusbekämp-
fung in der Region erörterten die Partei-
en auch die laufenden Rückführungen aus 
dem Lager Al-Hol in den Irak.

(ESTA = Electronic System for Travel 
Authorization, deutsch: elektronisches 
Reisegenehmigungssystem, Anm. d. Red.)

Zugriff auf elektronische Beweise

Die Parteien begrüßten die Wiederauf-
nahme der Verhandlungen zwischen 
der EU und den USA über ein E-Evi-
dence-Abkommen, die am Rande des 
SOM [Senior Officials Meeting] am 15. 
und 16. März in Stockholm stattfanden. 
Diese Eröffnungssitzung hatte es bei-
den Seiten ermöglicht, Themen für wei-
tere Überlegungen zu identifizieren. Die 
nächste Sitzung wird im Juni 2023 in 
Washington, DC, stattfinden. Beide 
Seiten waren sich einig, dass im Rah-
men der Verhandlungen über das UN-
Übereinkommen zur Bekämpfung der 
Internetkriminalität eine enge Koor-
dinierung erforderlich ist, um China 
und Russland in ihrem Streben nach 
einer Regulierung des Internets zu iso-
lieren. Die US-Delegation warnte vor 
der Schaffung eines parallelen Daten-
schutz-Regimes im Rahmen des neuen 
UN-Übereinkommens. Weiter erklär-
te sie, sie ziehe die Nutzung bestehen-
der Gremien zur Überwachung – der 
Umsetzung des Übereinkommens der 
Versammlung – einer neuen Konferenz 
der Vertragsparteien vor. [Hintergrund: 
China und Russland wollen einen neuen 
multilateralen Aufsichts-/Regulierungsrah-
men innerhalb der UNO schaffen, was die 
Mächtigen – d.h. die USA, unterstützt von 
großen Unternehmen und der EU, – ver-
hindern wollen; das bedeutet dieser Teil.] 
Die EU-Delegation bekräftigte die Not-
wendigkeit höchster Schutzmaßnahmen 
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und begrüßte den Verweis der USA auf 
die Budapester Konvention und deren 
zweites Protokoll als ,Goldstandard‘. 
In einer kurzen Präsentation von Euro-
just wurde die laufende Zusammenar-
beit im ANOM-Fall hervorgehoben, wobei 
ein ,Sperrbereich für die Fallbearbeitung‘ 
eingerichtet wurde, der es Staatsanwäl-
ten ermöglicht, nicht-sensible Informa-
tionen über Fälle und Gerichtsentschei-
dungen auszutauschen.

„In den Untergrund wechseln“: 
Herausforderungen für die Krimi-
nalitätsbekämpfung im digitalen 
Zeitalter

Die EU-Delegation lieferte ein Update 
zu aktuellen Überlegungen in der EU zu 
diesem seit langem bestehenden Thema 
(eine Priorität des schwedischen Rats-
vorsitzes) und über die Pläne für eine 
hochrangige Expertengruppe, die sich 
mit dieser Frage ganzheitlich befassen 
soll. Die Überzeugung der EU, dass 
die Legitimität der Strafverfolgungs-
behörden zur Durchführung von Er-
mittlungen gestärkt werden muss 
(auch im öffentlichen Diskurs), wurde 
von der US-Delegation geteilt. Diese 
war ebenfalls der Meinung, dass der 
,eingebauten Privatsphäre‘ ein ,ein-
gebauter rechtmäßiger Zugang‘ ge-
genübergestellt werden muss. [D.h. 

ein „Zugang durch die Hintertür“ für 
die Strafverfolgungsbehörden.] Ein Be-
zugspunkt in dieser Hinsicht ist die Er-
klärung der G7 aus dem Jahr 2021, in 
der von der ,Aufrechterhaltung eines 
streng kontrollierten, rechtmäßigen 
Zugangs zu Daten‘ die Rede ist; die 
Strafverfolgungsbehörden streben in der 
Tat keine neuen Befugnisse an, sondern 
wollen ihre Fähigkeit zur Durchführung 
von Ermittlungen erhalten. 

In Bezug auf die End-to-End-Verschlüs-
selung stellte die US-Delegation eine ge-
wisse Heuchelei in der Position von In-
ternetplattformen fest, die sich einer 
konstruktiven Zusammenarbeit mit li-
beralen Demokratien in Bezug auf den 
rechtmäßigen Zugang widersetzen – 
während sie sich dem Druck repressi-
verer Rechtsordnungen beugen. Neben 
der Verschlüsselung wurden von der US-
Delegation auch die Vorratsdatenspei-
cherung und die Datenverarbeitung als 
Schwerpunktbereiche genannt. Sie bestä-
tigte, dass der Kampf gegen die Ausbeu-
tung und den Missbrauch von Kindern im 
Internet weiterhin eine nationale Priori-

tät darstellt.

Bitte senden Sie mir eine E-Mail an die-
fackel2punkt0@protonmail.com, wenn 
Sie dieses PDF-Dokument erhalten möch-
ten.

Zusammenfassung

Das ist übel.
Sicher, es klingt alles „nett“ genug, um 

übersehen zu werden. Aber warum wird 
das Dokument dann nicht veröffentlicht?

Beachten Sie die sumpfige Zusammen-
arbeit praktisch aller relevanten Akteu-
re in den USA und der EU in diesem Be-
reich.

Sogenannte „Pilotprojekte“ zur ge-
meinsamen Nutzung von Daten und Ähn-
lichem sind bereits angelaufen, und ich 
gehe davon aus, dass sie in absehbarer 
Zeit dauerhaft eingeführt werden.

Die digitalen Pässe sind nur ein Teil 
dieses größeren Puzzles der fortschreiten-
den Integration des kollektiven Westens 
in einen gigantischen – manche würden 
sagen: größenwahnsinnigen – Klumpen, 
oder „Borg“ mit verfahrenstechnischen 
Mitteln. Niklas Luhman nannte dies ein-
mal „Legitimation durch Verfahren“, d.h. 
alles sieht gut aus, weil es „richtig klingt“, 
aber in Wirklichkeit das Gegenteil dar-
stellt.

Die Rechenschaftspflicht für politisch 
Beauftragte ist eine Sache, und da sie 
für die ständige Bürokratie meist bedeu-
tungslos ist, kann sie durchaus fortbeste-
hen; die Rechenschaftspflicht für „hohe 
Beamte“ ist jedoch eine ganz andere Sa-
che.

Sonnenlicht ist – wie immer – das bes-
te Desinfektionsmittel.

Bleiben Sie wachsam.

FBI-Plakat zur Suche nach Informationen über die Gewalt im US-Kapitol am 6. Januar 2021. 
(Foto: FBI, Wikimedia Commons, Gemeinfrei)
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